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Das Wichtigste in Kürze 

Die Diskussion um Social Media und ihren Einfluss auf Jugendliche hat in den letzten Jahren 
stark an Intensität gewonnen. Immer häufiger werden in Medien und Politik Forderungen laut, 
den Zugang und den Umgang mit sozialen Netzwerken für Kinder und Jugendliche gesetzlich 
zu verbieten oder zumindest stark einzuschränken, um Kinder und Jugendliche vor Risiken 
wie Cybermobbing, Suchtgefahren und Desinformation zu schützen. Die EKKJ leistet mit dem 
vorliegenden Positionspapier einen Beitrag zu dieser aktuellen Debatte. Gegenstand des 
Positionspapier sind Social-Media-Verbote; es geht nicht um Smartphoneverbote, weder um 
generelle noch um solche an Schulen.  

Aus Sicht der Kommission sind pauschale Verbote von Social Media für Kinder und 
Jugendliche nicht zielführend und nur eine vermeintliche Lösung für ein komplexes Problem. 
Die Kommission hält solche Verbote bezüglich der negativen Folgen, die diese zeitigen 
können, für weitgehend unwirksam. Gleichzeitig schränken sie positive und notwendige 
Lernprozesse ein, verhindern den Erwerb sinnvoller Kenntnisse und Kompetenzen und 
verunmöglichen wichtige Erfahrungen. 

Vielmehr als pauschale Verbote braucht es einen klaren Fokus auf folgende Punkte: 

• Kinder haben auch im digitalen Raum zahlreiche Rechte, die zu schützen und zu 
fördern sind. Dazu zählen das Recht auf Schutz und Unversehrtheit, aber auch das Recht 
auf altersgerechten Zugang zu Information und Bildung sowie das Recht auf Teilhabe an 
digitalen Angeboten. Ausserdem muss die Meinung von Kindern und Jugendlichen in allen 
Angelegenheiten, die sie betreffen, angemessen berücksichtigt werden. Statt genereller 
Verbote, die die Handlungsfähigkeit sowohl von Eltern als auch von Kindern unnötig 
einschränken, braucht es partizipativ ausgehandelte Regelungen, die auf den jeweiligen 
Entwicklungsstand und Lebenskontext der Kinder abgestimmt sind. Klare Regeln und 
Leitlinien zur Mediennutzung sollten gemeinsam mit den Kindern entwickelt werden, um 
deren Recht auf Mitsprache zu wahren und altersgemässe Selbstregulation zu fördern. 

• Kinder und Jugendliche brauchen Räume und Gelegenheiten, um die notwendigen 
Kompetenzen zu erlernen, die ihnen erlauben, sich sicher, selbstbestimmt und kritisch in 
der (digitalen) Welt bewegen zu können. Nebst der Medienkompetenz gehören dazu auch 
Urteilskraft, Dialogfähigkeit und Kompromissbereitschaft – Grundpfeiler demokratischer 
Teilhabe. Politische Bildung findet auch im digitalen Raum statt. Die Förderung von 
Medienkompetenz, Selbstregulation und anderen Sozial- und Selbstkompetenzen bei 
Kindern und Jugendlichen muss alters- und entwicklungsangemessen gestaltet sein. 
Niederschwellige Angebote, die praktische Erfahrung, Reflexion und kreativen Umgang mit 
digitalen Medien ermöglichen, sind hierbei essenziell.  

• Lernprozesse erfolgen, indem Kindern und Jugendlichen Aufgaben gestellt werden, 
an denen sie wachsen können. Die begleitende Unterstützung durch Erwachsene nimmt 
dabei eine wichtige Rolle ein. Medienkompetenz umfasst mehr als Wissen: Sie entsteht 
durch aktives Handeln, Austausch und die Möglichkeit, digitale Technologien 
selbstbestimmt im geschützten Rahmen auszuprobieren und zu lernen, mit den dabei 
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gemachten Erfahrungen und Erlebnissen umzugehen. Eltern, Lehrkräfte und weitere 
Bezugspersonen müssen ebenso adressiert werden, da sie eine Schlüsselrolle in der 
Unterstützung spielen. 

• Der Zusammenhang zwischen psychischer Gesundheit und der Nutzung von Social 
Media ist komplex und muss differenziert betrachtet werden. Effekte können positiv 
oder negativ ausfallen, abhängig sein von Quantität und Qualität der Nutzung und sich je 
nach Person und Plattform unterscheiden. Kompetenzen im Umgang mit Social Media und 
Smartphones sowie zur Selbstregulation sollen gestärkt werden. Jugendliche, Eltern und 
Fachpersonen müssen befähigt werden, nicht nur Risiken im Zusammenhang mit Social 
Media zu erkennen und einzuordnen, sondern vor allem auch ihre Ressourcen und 
Entwicklungspotenziale zu nutzen – etwa zur Förderung von Selbstvertrauen, sozialer 
Teilhabe, Wohlbefinden und dem Wissen über psychische Gesundheit und vorhandene 
Hilfsangebote. 
 

• Die Nutzung von Social Media wird stark von Algorithmen beeinflusst Die 
marktorientierte Logik der Plattformbetreiber zielt darauf ab, die Nutzungsdauer zu 
maximieren und die Aufmerksamkeit der Nutzerinnen und Nutzer zu binden. Es braucht 
Transparenzpflichten für die Plattformbetreibenden und eine stärkere Regulierung von 
Online-Plattformen mit klaren gesetzlichen Vorgaben. Die Gewährleistung von sicheren 
Rahmenbedingungen auf gesetzlicher Ebene ist eine Massnahme, die allen Kindern und 
Jugendlichen gleichermassen zugutekommt.  

 

Zur Definition von Social Media 

• Die EKKJ verwendet in diesem Positionspapier den Begriff «Social Media» auf Englisch, da 
dieser weniger mit dem deutschen «sozial» im Sinne von «sozialem Engagement» oder 
«Fürsorge» verwechselt werden kann. Sie orientiert sich dabei an folgender Definition: 

• „Widely accepted definitions conceptualize social media as computer-mediated, internet-
based communication channels that allow for selective self-presentation and online social 
interaction with both broad and narrow audiences (Bayer et al., 2020).   

• Social Media ist zwar leicht zu beschreiben oder definieren. Jedoch ist es im Einzelnen 
schwierig, bestimmte Anwendungen klar als Teil von Social Media einzuordnen oder davon 
abzugrenzen (beispielsweise einen Messenger oder ein Online-Game). 
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1 Ausgangslage 

Auf nationaler und kantonaler Ebene gibt es vermehrt Eingaben und Anfragen zu 
Jugendschutzthemen im Zusammenhang mit Social Media, darunter auch vermehrt 
Forderungen nach generellen Verboten. 

Dieses Positionspapier stellt einen Beitrag zur aktuellen Diskussion dar und äussert sich zu 
den geforderten Verboten, die aus Sicht der EKKJ als nicht zielführend erachtet werden. Diese 
Stellungnahme konzentriert sich ausschliesslich auf das Verbot von Social Media für Kinder 
und Jugendliche beziehungsweise auf Zugangs- und Nutzungsverbote, nicht jedoch auf die 
Nutzung von Smartphones an Schulen. Es behandelt die damit verbunden Fragen mit einem 
Fokus auf der Perspektive von Kindern und Jugendlichen und ihren Rechten. 

Die EKKJ spricht sich gegen ein gesetzlich geregeltes Verbot von Social Media aus. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass sie jegliche Einschränkungen oder Regelungen ablehnt; vielmehr 
befürwortet sie situationsabhängige Massnahmen, die auf die Bedürfnisse und den 
Entwicklungsstand von Kindern und Jugendlichen abgestimmt sind. Die EKKJ unterscheidet 
zwischen generellen Verboten und an die jeweiligen Kinder und Jugendlichen sowie deren 
Kontext angepassten Regeln. Ein weiteres Kennzeichen von Regelungen ist, dass diese 
zwischen Parteien verhandelt werden, die miteinander in Beziehung stehen. Diese haben 
jeweils einen im Moment verbindlichen, aber auf Dauer auch veränderlichen Charakter. 
Veränderlich deshalb, weil sich Kinder und Jugendliche entwickeln und sich auch Kontexte 
immer wieder wandeln. 

In der Tagespresse, in politischen Motionen und Eingaben sowie in bestimmten Fachbeiträgen 
wird die Studienlage zu den Auswirkungen sozialer Medien auf die psychische Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen häufig als eindeutig dargestellt. Inzwischen liegen jedoch nicht 
nur Meta-Analysen vor, die diese vermeintliche Eindeutigkeit deutlich in Frage stellen, sondern 
auch Beschreibungen des Forschungsstandes, welche die Komplexität der Forschungslage 
aufzeigen. Beispiele hierfür sind das Diskussionspapier der Leopoldina aus Deutschland 
(Brailovskaia et al., 2025) und die Analyse von Kapitel 7 im Nationalen Gesundheitsbericht 
2025 (Waller et al., 2025). Beide Veröffentlichungen weisen darauf hin, dass Social Media 
sowohl positive als auch negative Effekte auf die psychische Gesundheit haben können. Im 
Kapitel 2.4 gehen wir auf diese diversen Effekte ein. 

Der Zugang zu Social Media ist durch die Kinderrechte garantiert (United Nations, 2021). In 
der Diskussion um das Recht auf Schutz geht vergessen, dass Schutzrechte nicht über 
Zugangsrechten stehen, und dass der Schutz für einige nicht als Argument dafür gebraucht 
werden kann, den Zugang für alle einzuschränken. (Siehe Kapitel 2.1) 

Kinder und Jugendliche sind aufgrund der vielfältigen Entwicklungsprozesse, die in diesem 
Alter ablaufen, verletzlich für die Auswirkungen von Social Media. Um kompetent mit Medien 
umgehen zu können, braucht es eine Auseinandersetzung mit diesen Medien und dem 
Thema. Alleiniges Fernhalten ist somit keine geeignete Strategie. 
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Social Media sind wichtige Instanzen der Sozialisation, des Selbstbildes und anderer 
identitätsbildender Prozesse und haben daher Einfluss auf Wohlbefinden und psychische 
Gesundheit. Sie sind jedoch nur ein Einflussfaktor neben vielen anderen, bei denen der 
negative Zusammenhang mit psychischen Erkrankungen direkter, breiter erforscht und 
eindeutiger ist.1 Der Zugang zu und der Umgang mit Social Media ermöglichen 
Meinungsbildung und Informationssuche und wirken sich somit auf die politische und 
demokratische Bildung aus. 

Persönliche Einstellung, Herkunft und die Art der Informationssuche – und damit der 
Meinungsbildung – sind eng mit der Nutzung von Online-Räumen2 verbunden und 
beeinflussen sich gegenseitig. Sie prägen das Gefühl, Teil der Gesellschaft zu sein und diese 
mitbestimmen zu können (Selbstwirksamkeit) (Hasebrink et al., 2021, S.15). Daher ist die Art 
und Weise, wie Kinder und Jugendliche lernen, sich zu informieren und an Online-Räumen zu 
partizipieren, ein wichtiger Grundstein für die politische Bildung. 

2 Daten & Fakten 
 

2.1 Kinderrechte im digitalen Raum 

Die Rechte auf Partizipation, Schutz und Förderung, wie sie in der UN-Kinderrechtskonvention 
festgelegt sind, müssen auch im digitalen Raum gewährleistet sein. Ein generelles Verbot von 
Social Media für Kinder und Jugendliche widerspricht diversen Kinderrechten. Die 
allgemeinen Kinderrechte, sowie auch der spezifisch auf digitale Aspekte sich beziehende 
«General Comment No. 25» für Kinderrechte im digitalen Raum3, kennen das Recht auf 
Schutz und Unversehrtheit. Neben diesen enthält die Kinderrechtskonvention aber eben auch 
und gleichberechtigt das Recht auf Befähigung und Teilhabe (insb. Art. 12 UN KRK), so wie 
das Recht auf freie Information, Versammlungsfreiheiten und viele mehr. Es ist in der 
Verantwortung des Staates, diese Rechte zu wahren und den Kindern einen altersgerechten, 
sicheren und inklusiven Zugang zu digitalen Medien und damit auch zu Social Media zu 
gewähren. Dafür müssen Anbieter in die Pflicht genommen und Ressourcen zur Verfügung 
gestellt werden, um Eltern und alle, die mit der Betreuung der Kinder beauftragt sind, bei 
dieser Aufgabe zu unterstützen. 

Trotz der Risiken der digitalen Welt betont der General Comment die Bedeutung des 
Onlinezugangs für Kinder – insbesondere für jene, die nicht bei ihren Herkunftsfamilien leben 
und z.B. in sozialpädagogischen Einrichtungen untergebracht sind. Zudem hebt der General 
Comment wichtige Kinderrechte im Zusammenhang mit dem digitalen Raum hervor: das 

1 In ihrem Positionspapier zur psychischen Gesundheit (EKKJ 2024) hat die EKKJ basierend auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu solchen negativen Einflussfaktoren Empfehlungen für eine nachhaltige Förderung der psychischen 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen formuliert.  
2 Unter einem Online-Raum versteht die EKKJ eine relationale (An-)Ordnung von Personen und digitalen Artefakten innerhalb 
einer virtuellen Umgebung, die durch soziale Praktiken, Interaktionen und Bedeutungszuweisungen konstituiert wird und als 
sozialer Kontext für Kommunikation, Austausch und Gemeinschaft fungiert. 
3 Eine Zusammenfassung zu den Kinderrechten im digitalen Raum sowie die Links zum General Comment No. 25 sind 
verfügbar unter: https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/aktuell/2021/kinderrechte-im-digitalen-raum  

https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/aktuell/2021/kinderrechte-im-digitalen-raum
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Recht auf altersgerechten Zugang zu Information und Bildung sowie das Recht auf Teilhabe 
an digitalen Angeboten. Besonders betont wird ausserdem die Meinungsfreiheit: Kinder dürfen 
sich online frei äussern, vernetzen und an gesellschaftlichen Debatten beteiligen. Auch der 
Zugang zu Gesundheitsinformationen, die Förderung sozialer Teilhabe und die Entwicklung 
von Medienkompetenz sind zentrale Bausteine. Ein generelles Verbot von Social Media für 
Kinder und Jugendliche widerspricht diesen Rechten, da es die Chancengleichheit, die 
Entwicklung von Selbstwirksamkeit und die Inklusion gefährden kann. Insbesondere für 
benachteiligte oder vulnerable Kinder ist der digitale Zugang essenziell, um einen sicheren 
Raum für soziale Kontakte zu haben, Diskriminierung abzubauen und gleiche Bildungs-
chancen zu ermöglichen. Die Unterstützung durch Erwachsene bleibt dabei unerlässlich, um 
Risiken zu minimieren und Kinder zur Nutzung von Social Media und zur aktiven Mitgestaltung 
zu befähigen. 

2.2 Räume zum Erlernen von Kompetenzen 

Damit Kinder zu selbstbewussten, verantwortungsvollen Erwachsenen heranwachsen, 
müssen sie lernen, gesellschaftliche Zusammenhänge zu verstehen, Informationen 
einzuordnen und eigene Meinungen zu entwickeln. Politische Bildung vermittelt dafür nicht 
nur Wissen, sondern stärkt Urteilskraft, Dialogfähigkeit und Kompromissbereitschaft – Grund-
pfeiler demokratischer Teilhabe. 

Diese Kompetenzen entstehen nicht durch Theorie allein, sondern durch Praxis: in 
Klassenräten, Jugendparlamenten oder digitalen Diskussionsformaten. Solche Übungsräume 
geben Kindern und Jugendlichen Gelegenheit, Verantwortung zu übernehmen und 
Selbstwirksamkeit zu erleben und sind entscheidend für bleibendes politisches Engagement. 
Werden die Beiträge der Kinder und Jugendlichen ernst genommen, wächst das Vertrauen in 
demokratische Prozesse. Fehlt diese Erfahrung oder bleibt Mitbestimmung symbolisch, 
drohen Frust und Rückzug.4 

Gleichzeitig sind Räume notwendig, in denen (politische) Auseinandersetzungen angstfrei 
erprobt werden können – analog wie digital. Klassenchats, Social-Media-Debatten oder 
moderierte Onlineforen gehören heute selbstverständlich zur politischen Bildungslandschaft 
und bieten niedrigschwelligen Zugang zu Information und Austausch im Peer-Umfeld. Diese 
Räume sind dem Entwicklungsstand angepasst zu gestalten. Eine Moderation oder ein 
gemeinsames Ausprobieren und Erkunden mit Begleitung von Erwachsenen kann helfen, 
unangebrachte Äusserungen oder Beiträge zu erkennen und den Umgang damit zu erlernen. 
So entstehen Lernsituationen, in denen analoge und digitale Diskussionskultur und somit 
wichtige Medienkompetenzen erlernt werden können. Wer Jugendlichen diese digitalen 
Lernorte pauschal entzieht, schwächt ihre Beteiligungschancen. (EKKJ 2023, Kapitel 2.2) 

Entscheidend ist, dass Teilhabe allen offensteht. Politische Bildung muss früh, verbindlich und 
barrierearm ansetzen, um soziale Ungleichheiten nicht zu verstärken – unabhängig von 

4 Die EKKJ hat 2022/2023 eine Studie und Empfehlungen zur Förderung der politischen Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen sowie ein Positionspapier zur politischen Bildung publiziert: https://ekkj.admin.ch/themen/partizipation-und-
politische-bildung.  

https://ekkj.admin.ch/themen/partizipation-und-politische-bildung
https://ekkj.admin.ch/themen/partizipation-und-politische-bildung
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Herkunft, Schulform oder Staatsbürgerschaft. Gerade jungen Menschen, die sich engagieren 
wollen, dürfen keine strukturellen Hürden in den Weg gelegt werden. (EKKJ, 2023, Kapitel 3) 

Politische Bildung und echte Beteiligungsmöglichkeiten sind kein «Zusatz», sondern 
Voraussetzung für eine lebendige Demokratie. Durch die Förderung des Verständnisses für 
politische Systeme und der kritischen Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
Gegebenheiten und Prozessen befähigt sie Kinder und Jugendliche, selbstständig und 
mündig am politischen und gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Politische Bildung muss 
dort stattfinden, wo Kinder und Jugendliche leben, lernen und kommunizieren – auch im Netz. 
Zudem fördern positive Partizipationserfahrungen die Selbstwirksamkeit und stärken damit 
das Selbstbewusstsein und die psychische Gesundheit. (EKKJ, 2023, Kapitel 3) 

2.3 Wachsen an der Bewältigung von Herausforderungen 

Digitale Risiken sind in der Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen allgegenwärtig, wirken 
jedoch zumeist nicht unmittelbar bedrohlich oder gefährdend auf deren Entwicklung. Das 
bedeutet: Sie besitzen keinen unmittelbaren, direkten Charakter, sondern entfalten ihre 
potenziell schädlichen Auswirkungen oft erst über die Zeit oder in spezifischen Kontexten. 
(Biesel et al., 2023). 

Das 4C-Modell von Livingstone und Stoilova (2021) unterteilt digitale Risiken für Kinder in 
vier zentrale Kategorien: schädliche Inhalte (Content), riskante Kontakte (Contact), 
problematisches Verhalten (Conduct) und kommerzielle sowie datenbezogene Risiken 
(Contract). All diese Risiken stellen eine potenzielle Gefährdung dar und brauchen unsere 
Aufmerksamkeit als Gesellschaft. Die Ergebnisse aktueller Studien (Süss et al. 2024; Hermida 
2019) verdeutlichen, dass nicht alle Kinder und Jugendlichen mit diesen Risiken konfrontiert 
sind. Wie viele der bestehenden Kontakte mit Risiken auch zu einer Schädigung geführt 
haben, lässt sich meistens nicht feststellen, da Studien diesbezüglich meist keinen 
Rückschluss erlauben. Idealerweise resultiert der Kontakt mit einem Risiko lediglich in einer 
Irritation, mit der die betroffene Person gelernt hat umzugehen. Der Begleitfunktion von Eltern 
und anderen Personen im Umfeld des Kindes kommt eine zentrale Rolle zu: Sie können das 
Kind dabei unterstützen, Strategien zur Bewältigung zu entwickeln. Von einer Schädigung 
beziehungsweise einer «digitalen Kindeswohlgefährdung» wird dann gesprochen, wenn die 
durch Risiken ausgelösten Belastungen die Bewältigungsressourcen des Kindes und des 
Umfelds überschreiten (Biesel et al., 2023, S. 29). Die Fähigkeit, widrige Umstände ohne 
anhaltende Beeinträchtigung zu überstehen, wird als Resilienz bezeichnet. 

Resilienz ist nach Malhi et al. (2019)  kein festes Persönlichkeitsmerkmal, sondern ein 
vielschichtiger und dynamischer Anpassungsprozess, der einsetzt, wenn Menschen mit 
Widrigkeiten konfrontiert werden. Resilienz entsteht durch das Zusammenspiel von 
individuellen Faktoren wie Genetik und Persönlichkeit sowie äusserlichen Einflüssen, etwa 
sozialer Unterstützung und Lernprozessen. Die Jugendzeit ist dabei besonders wichtig, weil 
das Gehirn in dieser Zeit besonders lernfähig ist, junge Menschen zunehmend auf 
Herausforderungen treffen und wichtige Entwicklungsschritte durchlaufen. Durch bewältigte 
schwierige Situationen und unterstützende Erlebnisse lernen Jugendliche, auf Widrigkeiten 
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adaptiv zu reagieren und dabei ihre psychische Gesundheit und Funktionsfähigkeit zu 
erhalten oder sogar zu verbessern. (vgl. Pollmann et al., 2025 und Malhi et al., 2019) 

Ein bedeutender Aspekt in der Entwicklung von Resilienz ist die Förderung von Strategien 
zum Umgang mit Herausforderungen sowie eine angemessene Begleitung. Die 
Beziehung zu den Eltern oder anderen wichtigen Bezugspersonen ist ein wesentlicher Faktor, 
wenn es darum geht, wie Kinder und Jugendliche lernen, mit den Herausforderungen der 
Online-Welt umzugehen. Dies betrifft sowohl den Umgang mit problematischen Inhalten und 
schädlichen Dynamiken wie Mobbing als auch mit ungesunden Nutzungszeiten. 

Die Mehrheit der Kinder und Jugendlichen in der Schweiz wächst unter günstigen 
Bedingungen auf und wird auch hinsichtlich der Medienerziehung gut unterstützt (Bernath et 
al., 2023, S. 15; Schmid et al., 2025). Untersuchungen zu verschiedenen Erziehungsstilen 
zeigen, dass eine ausgewogene Kombination aus klaren Regeln und einer von Geborgenheit 
sowie Unterstützung geprägten Beziehung zu wichtigen Bezugspersonen am effektivsten ist 
(vgl. Bernath et al., 2023, S.4). Strenge Verbote sind hinderlich in Bezug auf die Entwicklung 
von Medienkompetenzen, wohingegen offene Gespräche über Inhalte und Verhalten 
förderlich sind. (vgl. Bernath et al., 2023, S. 5) 

Obwohl Schweizer Jugendliche im Vergleich zu den Nachbarländern die höchste 
Zufriedenheit bezüglich familiärer Unterstützung aufweisen und gleichzeitig den niedrigsten 
Anteil an problematischer Mediennutzung zeigen (Balsiger & Delgrande Jordan, 2025, S. 39 
und S. 44), besteht dennoch ein spezifischer Handlungsbedarf. Insbesondere sollte die 
Unterstützung auf Situationen fokussiert werden, in denen die Eltern-Kind-Beziehung belastet 
ist oder Familiensysteme vor besonderen Herausforderungen stehen. Solche Belastungen 
resultieren etwa aus fehlenden Ressourcen – wie Zeit oder Geld –, gesundheitlichen 
Einschränkungen körperlicher oder psychischer Art oder weiteren belastenden Umständen 
des Lebens. Besonders betroffen sind Kinder und Jugendliche aus Familien in schwierigen 
Lebenssituationen, die oft mit zusätzlichen Problemlagen konfrontiert sind (Heeg et al., 2023, 
S. 192–195). Durch die gezielte Stärkung sozialer Ressourcen lassen sich sowohl die 
Beziehung zu wichtigen Bezugspersonen fördern als auch das Risiko problematischer 
Mediennutzung mindern. Präventive Massnahmen sollten deshalb gezielt an diese 
vulnerablen Familien adressiert werden (vgl. EKKJ 2024). 

Ein Verbot von Social Media ist weder für Kinder und Jugendliche, denen es gut geht, noch 
für jene in schwierigen Lebenslagen hilfreich. Vielmehr kann angenommen werden, dass 
dadurch wichtige Übungsfelder sowie Möglichkeiten zur Unterstützung eingeschränkt werden, 
und dass das Risiko für negative Auswirkungen durch Verheimlichungsstrategien zusätzlich 
steigt. 
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2.4 Psychische Gesundheit und Social Media 

Die Tatsache, dass Smartphones und Social Media im Alltag von Kindern und Jugendlichen 
allgegenwärtig sind, hat die Frage nach den Auswirkungen auf ihre psychische Gesundheit 
aufgeworfen. Mögliche negative Effekte werden vorwiegend durch Studienergebnisse 
gestützt, die einen Zusammenhang zwischen einer längeren oder häufigeren Nutzung 
Sozialer Medien und mehr psychischen Problemen fanden. Solche Zusammenhänge zeigten 
sich beispielsweise für Depressivität (Ivie et al., 2020; Vahedi & Zannella, 2021; Yoon et al., 
2019), Auffälligkeiten im Körperbild und Essverhalten (Hollland & Tiggemann, 2016), Ängsten 
(Woods et al., 2016), Aggressivität und Unaufmerksamkeit (Eirich et al., 2022), Stresserleben 
(Shannon et al., 2022), Schlafprobleme (Alonzo et al., 2021), Substanzkonsum (Vannucci et 
al., 2020) und Einsamkeit (Zhang et al., 2022). 

Diese Ergebnisse liessen sich nicht nur für Jugendliche, sondern auch für Kinder, die 12 Jahre 
oder jünger waren, bestätigen (Eirich et al., 2022). Die Zusammenhänge fielen zudem stärker 
aus, wenn die Nutzung von Social Media im problematischen Bereich lag (Cunningham et al., 
2021). Manche Studien fanden jedoch auch keine Zusammenhänge (z.B. Nesi et al., 2021) 
oder sowohl positive als auch negative Auswirkungen, beispielsweise für das Wohlbefinden 
(Liu et al., 2019). Generell können die Effekte nicht als kausal im Sinne eines Ursache-
Wirkungs-Zusammenhangs interpretiert werden (Valkenburg et al., 2022) und sind nur als 
klein bis moderat und inkonsistent zu bezeichnen. Im Einklang damit erwiesen sich andere 
Faktoren als deutlich einflussreicher für die psychische Gesundheit als die Nutzungsdauer 
(Panayiotou et al., 2023).  

Neuere Studien haben verschiedene Kritikpunkte an diesen Befunden aufgegriffen, um die 
Auswirkungen von Social Media genauer zu untersuchen. 

1) Qualität und persönliche Erfahrungen statt Quantität: Die Mehrzahl der früheren 
Studien untersuchte den Zusammenhang zwischen der selbst-berichteten 
Nutzungsdauer und der psychischen Gesundheit. Dies ist aber problematisch, da 
diese Schätzungen einerseits sehr ungenau sind (Parry et al., 2021) und andererseits 
die reine Nutzungsdauer nicht besonders aussagekräftig ist. Mit Blick auf die 
psychische Gesundheit scheint es vor allem bedeutsam, was Kinder und Jugendlichen 
online machen und welche Erfahrungen sie dort sammeln (Maheux et al., 2024, 2025). 
Beispielsweise können digitale Interaktionen in Form von Cybermobbing, sozialem 
Ausschluss und Diskriminierung schädlich sein und vermehrt Stress und psychische 
Probleme auslösen, während informative oder insprierende Inhalte und positives 
Feedback das Wohlbefinden und die psychische Gesundheit stärken können (Maheux 
et al., 2025; Voggenreiter et al., 2024). Der Kontakt mit potentiell riskanten Inhalten 
(z.B. Konsum von Drogen) oder Inhalten, die psychische Probleme übermässig positiv 
darstellen (z.B. selbstverletzende Verhaltensweisen), ist dagegen in der Folge mit 
mehr psychischen Problemen bei den Nutzer*innen verbunden (Nesi et al., 2021).  

2) Personen- und plattformspezifische Effekte: Die Auswirkungen von Social Media sind 
sehr individuell und hängen von den Merkmalen des Nutzers / der Nutzerin und den 
Kontextfaktoren (z.B. der spezifischen App) ab. So scheinen Personen mit 
vorbestehenden psychischen Problemen anfälliger für die schädlichen Effekte von 
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Social Media zu sein, indem sie stärker auf die digitalen Inhalte und die Reaktionen 
anderer reagieren (Fassi et al., 2025; Janssen et al., 2025). Auch die Verwendung 
unterschiedlicher Apps scheint einen Einfluss zu haben. So zeigten sich 
beispielsweise bei Apps wie TikTok und Instagram, die wenig direkte soziale 
Interaktionen fördern und per Algorithmus eine grosse Menge an personalisierten 
Inhalten für die Nutzer*innen generieren, überwiegend negative Effekte auf die 
psychische Gesundheit. Bei Apps wie Snapchat und WhatsApp, die vor allem dem 
direkten sozialen Austausch dienen, fanden sich dagegen vorwiegend positive Effekte 
auf das Wohlbefinden, Selbstvertrauen und die soziale Verbundenheit mit anderen 
Menschen (van der Wal et al., 2025).  

3) Positive Effekte von Social Media: Oft lag der Fokus auf den potenziell schädlichen 
Effekten von Social Media. Eine moderate Nutzung kann aber auch positive Effekte 
haben, besonders für junge Personen. Dies wird von ihnen auch selbst so 
wahrgenommen und berichtet (O'Reilly et al., 2023). Beispielsweise können 
Jugendliche Social Media nutzen, um soziale Beziehungen zu pflegen, soziale 
Unterstützung und Informationen zu erhalten, positives Feedback und mehr 
Selbstvertrauen zu bekommen, ihr Wohlbefinden zu steigern, verschiedene Aspekte 
ihrer Identität auszuprobieren und sich selbst authentisch darzustellen. Dies scheint 
insbesondere für vulnerable Gruppen wie LGBTQ+ relevant zu sein (Best et al., 2014; 
Bond et al., 2024; Orben et al., 2024). Darüber hinaus können Social Media ein 
wirksames Mittel sein, um die Suche nach Informationen zur psychischen Gesundheit 
zu verbessern und Interventionen anzubieten (Ridout & Campbell, 2018). 

Es sind nur wenige Studien vorhanden, die bei Jugendlichen untersucht haben, ob 
Massnahmen zur Reduktion von oder zum Verzicht auf Social Media positive Effekte auf die 
psychische Gesundheit erzielen können. Einige Studien sprechen dafür, dass eine Reduktion 
der Bildschirmzeit zumindest kurzfristig mit positiven Effekten für die psychische Gesundheit 
und die sozialen Beziehungen verbunden sein kann (Brailovskaia et al., 2022; Hunt et al., 
2018; Schmidt-Persson et al., 2024). Es ist bekannt, dass Kinder und Jugendliche auch in der 
Schule ihr Smartphone und insbesondere Social Media nutzen, wenn dies erlaubt ist (Burnell 
et al., 2025). Dennoch gibt es keine klaren und konsistenten Belege durch empirische 
Studienergebnisse, die positive Effekte von einem Verbot von Smartphones in Schulen auf 
die psychische Gesundheit aufzeigen (Campell et al., 2024; McAlister et al., 2024).  

2.5 Algorithmen und Plattformen 

Algorithmen, insbesondere personalisierte Empfehlungssysteme auf Plattformen wie TikTok, 
Instagram oder YouTube, bestimmen massgeblich, welche Inhalte Jugendliche sehen und wie 
sie sich online bewegen (Wütscher, 2024). Für die Auswahl relevanter Inhalte nutzen diese 
Algorithmen verschiedene Faktoren wie den Standort, gefolgte Accounts und Interaktionen 
innerhalb der App, um nachfolgend angezeigte Inhalte individuell für die Nutzer*innen 
zusammenzustellen (Boeker & Urman, 2022). 

Eines der zentralen Probleme ist das sogenannte „Rabbit Hole“-Phänomen: Wer sich 
wiederholt mit bestimmten Themen – etwa Depression, Einsamkeit oder Suizid – beschäftigt, 
erhält durch den Algorithmus immer mehr ähnliche Inhalte. Dies kann dazu führen, dass 
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negative Stimmungen und Probleme verstärkt werden. Die Algorithmen reagieren dabei vor 
allem auf die Sehdauer und Interaktionen, nicht auf die tatsächlichen Bedürfnisse oder das 
Wohl der Jugendlichen. Die Funktionsweise bleibt dabei selbst für Fachleute weitgehend 
intransparent (Milton et al., 2023). 

Eine Regulierung von Internetplattformen wird seit längerem intensiv diskutiert. Die 
Europäische Union kennt seit 2022 mit dem Digital Services Act (DSA)5 einen umfassenden 
Rechtsrahmen für die Regulierung digitaler Plattformen. Für die Schweiz wurde eine ähnliche 
Regulierung durch den Bundesrat in Aussicht gestellt, jedoch bis im Herbst 2025 regelmässig 
verschoben (SDA KEYSTONE-SDA-ATS AG, 2025). Kurz vor Publikation dieses Positions-
papiers hat er die Vernehmlassung zu einem neuen Gesetz über Kommunikationsplattformen 
und Suchmaschinen eröffnet (Der Schweizerischer Bundesrat, 2025). Der Vorentwurf enthält 
jedoch keine Regelungen zum Kinder- und Jugendschutz. Die EKKJ wird im Rahmen der 
Vernehmlassung dazu Stellung nehmen. 

Die Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen betont, dass eine Anpassung des 
Rechtsrahmens für die Schweiz dringend notwendig ist, um die Interessen von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern gegenüber den Interessen der Plattformbetreibenden 
besser zu schützen (EKK, 2025). 

Die Eidgenössische Medienkommission EMEK schlägt in einem Bericht zur Markt- und 
Meinungsmacht von Plattformen (EMEK, 2025) konkrete und breit diskutierte 
Regulierungsmassnahmen vor, die einen ausgewogenen Umgang mit Machtkonzentration, 
algorithmischen Systemen und gesellschaftlicher Kontrolle ermöglichen sollen: 

• Regulierung der Marktmacht von Plattformunternehmen: Wettbewerbsrecht soll 
weiterentwickelt werden, um die besondere Macht grosser Plattformen zu begrenzen und 
faire Marktbedingungen zu sichern. 

• Governance von algorithmischen Empfehlungs- und Moderationssystemen: Plattformen 
müssen Verantwortung für die Gestaltung von Algorithmen übernehmen – etwa durch 
mehr Transparenz, Alternativen und Risikoprüfungen. 

• Gesellschaftliche Aufsicht über Plattformen: Forschung und Zivilgesellschaft sollen 
Zugang zu Plattformdaten erhalten; unabhängige Kompetenzzentren zur Aufsicht sollen 
geschaffen werden. 

• Regulierung von Künstlicher Intelligenz: Transparenz- und Rechenschaftspflichten für KI 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette sind essenziell, damit Grundrechte gewahrt 
bleiben. 

• Förderung von Medien- und Digitalkompetenz: Zielgruppen aller Altersgruppen sollen 
durch Bildung und Angebote befähigt werden, mit Algorithmen und digitalen Plattformen 
reflektiert umzugehen. 

Auch Pro Juventute fordert eine wirksame Regulierung von Online-Plattformen, damit Kinder 
und Jugendliche sich sicher und selbstbestimmt im digitalen Raum bewegen können. Die 

5 https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/digital-services-act-package   

https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/digital-services-act-package
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Organisation schlägt verschiedene Massnahmen in den Bereichen Schutz, Transparenz und 
Verantwortung vor, wie beispielsweise eine kindersichere Gestaltung der Plattformen ohne 
Tracking (Privacy by Default), die Offenlegung von Algorithmen und eine wirksame 
Beaufsichtigung von Plattformen. Nebst diesen gesetzlichen Rahmenbedingungen sieht auch 
Pro Juventute die Notwendigkeit von präventiven Massnahmen wie der Medienkompetenz-
förderung.6 

Es wird häufig kritisiert, dass Algorithmen und Designelemente von Apps gezielt entwickelt 
werden, um die Nutzungsdauer zu maximieren und die Aufmerksamkeit von Nutzerinnen und 
Nutzern zu binden, was wiederum zu höheren Werbeeinnahmen führt. Insbesondere zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen, die solche Anwendungen nutzen, sind oben genannte 
Initiativen geeignete Vorgehen, um die Plattformbetreiber stärker in die Verantwortung zu 
nehmen. Die Umsetzung dieser Massnahmen gestaltet sich jedoch als schwierig, da viele 
Plattformunternehmen keinen Firmensitz in der Schweiz haben. Wenig beachtet bleibt bislang 
der Umstand, dass zahlreiche Unternehmen, die diese Plattformen für Werbezwecke nutzen, 
in der Schweiz ansässig und dort fest verankert sind. Dieser Umstand könnte als weiterer 
Ansatzpunkt dienen, um eine nötige Regulierung zu beschleunigen. 

3 Position der EKKJ 

Die folgenden Absätze beschreiben die Positionierung der EKKJ zu den beschriebenen 
Themen basierend auf den im vorangegangenen Kapitel dargestellten Grundlagen. Sie sind 
als Beitrag zur aktuellen Debatte zu verstehen. Die EKKJ verzichtet jedoch auf die 
Formulierung von konkreten Forderungen und die Adressierung von einzelnen Zielgruppen. 

3.1 Generelle Verbote widersprechen den Kinderrechten und der 
wissenschaftlichen Datenlage 

Ein generelles Verbot von Social Media widerspricht den Kinderrechten, die auch im 
digitalen Raum bestehen (vgl. Kapitel 2.1) und der wissenschaftlichen Evidenz, da die 
Studienergebnisse bezüglich der Schädlichkeit von Social Media für Kinder und Jugendliche 
uneindeutig und facettenreich sind (vgl. Kapitel 2.4).7  

Neben Risiken gibt es auch viele positive Aspekte. Zudem gilt es zu beachten, dass die 
bestehenden Risiken immer nur einen Teil der untersuchten Personen betreffen. Viele Kinder 
und Jugendliche können mit den Risiken gut umgehen. Um diesen Umgang zu lernen, braucht 
es natürlich Regeln. Diese Regeln müssen jedoch alters- und situationsangepasst geschaffen 

6 https://www.projuventute.ch/de/stiftung/aktuelles/politisches-engagement/politische-positionen/plattformregulierung  
7 Eine eindeutige wissenschaftliche Evidenz für Schädlichkeit besteht beispielsweise bei Alkohol oder Tabak. Jede 
Konsumform und -menge ist nachweislich schädlich (vgl. z.B. https://www.who.int/europe/de/news/item/28-12-2022-no-level-of-
alcohol-consumption-is-safe-for-our-health). Die Schäden sind messbar und der angerichtete Schaden ausgewiesen. In der 
Schweiz verursacht der Tabakkonsum jährlich 9500 Todesfälle und gemäss BAG 3,9 Mrd. Franken (vgl. 
https://www.bag.admin.ch/de/zahlen-fakten-tabak).   

https://www.projuventute.ch/de/stiftung/aktuelles/politisches-engagement/politische-positionen/plattformregulierung
https://www.who.int/europe/de/news/item/28-12-2022-no-level-of-alcohol-consumption-is-safe-for-our-health
https://www.who.int/europe/de/news/item/28-12-2022-no-level-of-alcohol-consumption-is-safe-for-our-health
https://www.bag.admin.ch/de/zahlen-fakten-tabak
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und gelebt werden (siehe Kapitel 3.2). Auch macht es Sinn, medienfreie Räume zu schaffen 
und Kinder bei der Reflexion dieser Erfahrungen altersgerecht zu unterstützen.  

3.2 Partizipativ erarbeitete Regeln statt starrer Verbote 

Eine gesetzliche Regelung erscheint als vermeintlich einfache Lösung für ein 
komplexes Problem. Viele Eltern, Lehrkräfte und weitere Personen, die bezüglich des 
Medienkonsums mit Jugendlichen im Austausch sind, würden die oftmals mühsamen 
Verhandlungen über Medienzeiten und -regeln gerne vermeiden. Dieser Wunsch ist 
nachvollziehbar, da Aushandlungsprozesse zeit- und kraftraubend sein können. Es ist daher 
verständlich, dass sich viele eine unkomplizierte Klärung dieses Themas wünschen. In der 
Praxis erfüllen Verbote jedoch selten die Erwartungen: Nach wie vor muss verhandelt werden, 
wie streng das Verbot auszulegen ist, welche Aktivitäten darunterfallen und welche 
Konsequenzen bei Verstössen und Umgehungshandlungen drohen. Zudem herrscht häufig 
Unsicherheit darüber, wie eine solche gesetzliche Vorgabe konkret ausgestaltet werden 
könnte. Eltern, Lehrpersonen etc. sehen sich weiterhin damit konfrontiert, Ausweichstrategien 
und heimliches Verhalten zu erkennen und zu beurteilen, Interpretationsspielräume zu 
diskutieren und zusätzlich Sorge zu tragen, nicht ungewollt gegen Gesetze zu verstossen – 
weder sie selbst noch ihre Kinder. 

Statt genereller Verbote, die die Handlungsfähigkeit sowohl von Eltern als auch von 
Kindern unnötig einschränken, braucht es partizipativ ausgehandelte Regelungen, die 
auf den jeweiligen Entwicklungsstand und Lebenskontext der Kinder abgestimmt sind. 
Klare Regeln und Leitlinien zur Mediennutzung sollten gemeinsam mit den Kindern entwickelt 
werden, um deren Recht auf Mitsprache zu wahren und altersgemässe Selbstregulation zu 
fördern. Medienkompetenz ist ein Lernprozess, der Auseinandersetzung, Beteiligung und 
Differenzierung nach Entwicklungsphasen erfordert. Wie Beispiele aus Schulen zeigen, 
führen restriktive Richtlinien nicht zwangsläufig zu einem besseren Umgang mit digitalen 
Medien oder zu mehr Wohlbefinden bei Jugendlichen; mögliche Effekte von Verboten müssen 
daher differenziert betrachtet und kontextabhängig bewertet werden. (Goodyear et al., 2025; 
McAlister, et al., 2024) 

3.3 Förderung von Medienkompetenz und Selbstregulation 

Die Förderung von Medienkompetenz und allgemeiner der Fähigkeit zur Selbstregulation bei 
Kindern und Jugendlichen muss alters- und entwicklungsangemessen gestaltet sein. 
Niederschwellige Angebote, die praktische Erfahrung, Reflexion und kreativen Umgang mit 
digitalen Medien ermöglichen, sind hierbei essenziell. Medienkompetenz umfasst mehr als 
blosses Wissen: Sie entsteht durch aktives Handeln, Austausch und die Möglichkeit, 
digitale Technologien selbstbestimmt im geschützten Rahmen auszuprobieren und zu 
lernen, mit den dabei gemachten Erfahrungen und Erlebnissen umzugehen. Dies 
fördert nicht nur den kritischen und verantwortungsvollen Umgang, sondern kommt 
auch dem Recht auf Bildung und auf eine kindgerechte Entwicklung entgegen. 

Informationsmaterialien allein reichen nicht aus – interaktive, projektbasierte Lernsettings, 
Peer-to-Peer-Angebote und kreative Workshops erweisen sich als wirksam. Bewährte 



Social Media verbieten? Vermeintliche Lösung für ein komplexes Problem – Positionspapier der EKKJ 

15 

 

Praxisbeispiele – wie die gemeinsame Erstellung digitaler Produkte in Kita oder Schule mit 
begleitender Einbindung der Eltern – zeigen, wie die Medienkompetenz im familiären Kontext 
gestärkt werden kann. Eltern, Lehrkräfte und weitere Bezugspersonen müssen ebenso 
adressiert werden, da sie eine Schlüsselrolle in der Unterstützung spielen. 
Entsprechend braucht es zielgruppenspezifische, flexible und mehrsprachige Angebote für 
Elternbildung; Institutionen wie Bibliotheken oder Schulen sowie bestehende Zugangs-
strukturen, z. B. Angebote der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, sollten aktiv genutzt werden, 
um insbesondere Familien mit erschwertem Bildungszugang und knappen finanziellen 
Ressourcen zu erreichen. 

Familienberatung muss auf Dialog und gegenseitiges Vertrauen setzen, nicht auf 
Überwachung. Eltern sollten im Umgang mit digitalen Medien unterstützt und befähigt werden, 
konstruktiv Interesse am digitalen Alltag ihrer Kinder zu zeigen, flexible Regeln gemeinsam 
festzulegen, Schwierigkeiten frühzeitig zu erkennen und aktiv begleitend tätig zu sein. Es 
bedarf struktureller Veränderungen auf institutioneller Ebene, damit die Unterstützung auch 
wirklich bei benachteiligten Zielgruppen ankommt – beispielsweise durch Angebote in 
Tagesstrukturen, in der offenen Jugendarbeit oder in Sprachkursen. 

Nur durch ein solch multiperspektivisches und partizipatives Vorgehen kann 
Medienkompetenzförderung gelingen, die Kinder, Eltern und das gesamte soziale Umfeld 
sinnvoll einbindet und chancengerecht gestaltet ist. 

3.4 Differenzierter Blick auf Auswirkungen auf psychische 
Gesundheit 

Die Auswirkungen der Nutzung von Social Media auf die psychische Gesundheit sind komplex 
und müssen differenziert betrachtet werden. Effekte auf die psychische Gesundheit können 
positiv oder negativ ausfallen, abhängig sein von Quantität, Qualität und Kontext der Nutzung. 
Sie können sich auch je nach Person und Plattform unterscheiden. Es gibt keine einfache 
Antwort auf eine komplexe Fragestellung.  

Kompetenzen im Umgang mit Social Media und Smartphones sowie zur 
Selbstregulation sollen gestärkt werden. Kinder und Jugendliche, Eltern und 
Fachpersonen müssen befähigt werden, nicht nur Risiken im Zusammenhang mit sozialen 
Medien zu erkennen und einzuordnen, sondern vor allem auch ihre Ressourcen und 
Entwicklungspotenziale zu nutzen – etwa zur Förderung von Selbstvertrauen, sozialer 
Teilhabe, Wohlbefinden und dem Wissen über psychische Gesundheit und vorhandene 
Hilfsangebote. 

Individuelle Unterschiede sollen adäquat berücksichtigt werden. Durchschnittseffekte 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass besonders vulnerable Jugendliche mit 
vorbestehenden psychischen Problemen oder Gruppen, die vermehrt Diskriminierung und 
Zurückweisung ausgesetzt sind, negativen Effekten von Social Media ausgesetzt sind und 
gezielte Unterstützung und Schutzmassnahmen benötigen. Gleichzeitig gilt es, individuelle 
Stärken zu erkennen und zu fördern. 
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Neben der Nutzungsdauer sollte vor allem darauf geachtet werden, dass potenziell schädliche 
Inhalte (z.B. mit selbstverletzenden oder riskanten Verhaltensweisen) und Erfahrungen (z.B. 
Cybermobbing, sozialer Ausschluss) vermieden werden oder ein angemessener Umgang 
damit erlernt wird. 

Die EKKJ hat in einem Positionspapier vom März 2024 ausführliche Empfehlungen erarbeitet, 
wie die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen verbessert werden kann. 
(EKKJ, 2024) 

3.5 Plattformregulierung und Transparenzpflichten 

Um Kindern und Jugendlichen einen altersgerechten, sicheren und inklusiven Zugang 
zu digitalen Medien und damit auch zu Social Media zu gewähren, ist auch ein Fokus auf 
die Rahmenbedingungen zu legen, in denen sie sich bewegen.  

Nebst Präventionsmassnahmen und Medienkompetenzförderung, die auf das Individuum 
abzielen, müssen auch Anbieter von Plattformen in die Pflicht genommen werden. Der 
gesetzliche Spielraum zur Regulierung von Plattformen bietet, wie verschiedene 
zivilgesellschaftliche Akteure aufgezeigt haben, viel Potential (vgl. Kapitel 2.5). Hier kann der 
Staat mit einer stringenten Regulierung seine Verantwortung zur Wahrung der Kinderrechte 
wahrnehmen und verhindern, dass alles auf dem Individuum lastet, den Kindern, den Eltern, 
den Lehr- und Fachpersonen. 

Eine konsequente Plattformregulierung ist eine chancengerechte Massnahme, von der 
alle gleichermassen profitieren. Sie kommt auch jenen Kindern und Jugendlichen zugute, 
deren Eltern nicht die zeitlichen Ressourcen oder das Wissen haben, um ihre Kinder 
angemessen begleiten zu können. 

Eine weitere Herangehensweise wäre es, Werbetreibende Unternehmen auf den Plattformen 
verstärkt in den Fokus zu rücken, da viele von ihnen eine enge Verankerung in der Schweiz 
aufweisen. Diese Akteure profitieren unmittelbar von ungesunden Mechanismen, denen 
Nutzerinnen und Nutzer auf den Plattformen begegnen. Im Sinne einer nachhaltigen 
Kommunikationsstrategie könnten sie sich aktiv für ein gesünderes Umfeld für ihre 
Werbemassnahmen einsetzen. 

4 Fazit 

Die Kinderrechte gelten auch im digitalen Raum (vgl. Kapitel 2.1). Das Recht auf Schutz steht 
dabei bei der Diskussion um Social-Media-Verbote oft im Vordergrund. Dahinter stehen 
Ängste bezüglich der Folgen, die die Nutzung von Social Media auf die psychische 
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen haben können. Die Zusammenhänge sind jedoch 
nicht so eindeutig (vgl. Kapitel 2.4). Man muss sie differenziert betrachten. Potential für die 
wirksame Reduktion von Risiken im digitalen Raum – schädliche Inhalte, riskante Kontakte, 
problematisches Verhalten und kommerzielle sowie datenbezogene Risiken (vgl. Kapitel 2.3) 
– bietet eine stringente Regulierung von Plattformen, wie sie verschiedene Akteure der 
Zivilgesellschaft fordern (vgl. Kapitel 2.5). Eine gesetzliche Lösung bietet eine 
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chancengerechte Regulierung der Rahmenbedingungen, die allen zugutekommt, nicht nur 
den Kindern und Jugendlichen (vgl. Kapitel 3.5). 

Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Förderung von Massnahmen, die zur Stärkung der Resilienz 
von Kindern, Jugendlichen und ihrem Umfeld beitragen. Dazu zählen alle Unterstützungs-
massnahmen, die Ressourcen von Familien und dem sozialen Umfeld stärken und entlasten 
(EKKJ, 2024). 

Nebst dem Recht auf Schutz enthält die Kinderrechtskonvention auch und gleichberechtigt 
das Recht auf Befähigung und Teilhabe und auf altersgerechten Zugang zu Information und 
Bildung. Das Kind soll in allen Entscheiden angehört werden, die es betreffen (vgl. Kapitel 
2.1). Pauschale Verbote von Social Media für Kinder und Jugendliche sind damit nicht 
vereinbar (vgl. Kapitel 3.1), vielmehr braucht es partizipativ erarbeitete Regeln (vgl. Kapitel 
3.2) und Räume zum Ausprobieren und Lernen von Kompetenzen, die es erlauben, sich 
sicher, selbstbestimmt und kritisch in der (digitalen) Welt bewegen zu können. Nebst der 
Medienkompetenz gehören dazu auch Urteilskraft, Dialogfähigkeit und Kompromiss-
bereitschaft – Grundpfeiler demokratischer Teilhabe. Sowohl die politische Bildung im 
allgemeinen (vgl. Kapitel 2.2) als auch die Medienkompetenz sind zu fördern. Und gerade bei 
letzterer sind nicht nur Kinder und Jugendliche sondern auch die Menschen in ihrem Umfeld 
im Fokus. (vgl. Kapitel 3.3). 

Kinder und Jugendlichen den Zugang zu Social Media zu verbieten, schränkt nicht nur Recht 
auf Zugang zu Information und Bildung ein. Es entzieht ihnen die Möglichkeit, einen guten 
Umgang mit Social Media zu lernen (vgl. Kapitel 3.3) und die damit verbundenen Chancen zu 
nutzen. Denn nur durch die Konfrontation mit Aufgaben und Herausforderungen können wir 
lernen, diese zu bewältigen, auch wenn wir bei den ersten Versuchen daran scheitern. (vgl. 
Kapitel 2.3).  
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